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Lost in Transition?  
Makrostrukturelle Einflüsse auf frühen Schulabbruch in 
europäischen Staaten

Winfried Moser, Korinna Lindinger

Zusammenfassung: Der Beitrag analysiert strukturelle Faktoren für die europaweit sehr unterschiedlich 
hohen Anteile von frühen Schulabgängern (ESL). Im Beobachtungszeitraum von 2004 bis 2011 lagen 
diese zwischen 4 (Slowenien) und 40 Prozent (Portugal). Im Rahmen der gleichnamigen Studie1 zeigen 
die AutorInnen auf Basis einer umfangreichen Literaturanalyse, sowie von Sekundärauswertungen von 
Labour-Force-Survey-, PISA- und TALIS-Daten, dass dies wesentlich durch nationale Transitionsysteme 
– also institutionell manifestierte Wege von Bildung in Beschäftigung –, und schulische Regelungsstruk-
turen im Pflichtschulwesen begründet ist.

Schlüsselwörter: früher Schulabgang (ESL), Transition Bildung – Beruf, europäische Berufsbildungs-
system, Schulsteuerung, Educational Governance, Pflichtschulwesen.

Lost in Transition?  
General Structural Conditions for Early School Leaving in 
European Countries

Abstract: The paper analyses structural factors for the greatly varying levels of Early School Leavers 
(ESL) across Europe. Within the period of observation, 2004 to 2011 , the ESL-rate differed from 4 (Slo-
wenia) to 40 percent (Portugal). The exploratory research was based on a comprehensive literature ana-
lysis, as well as secondary evaluations from LFS, PISA and TALIS data. It revealed that the level of  
 
 

1 Die Untersuchung „Lost in Transition“ wurde 2012 bis 2014 im Auftrag von Bildungsministerium, Sozialministe-
rium, Arbeiterkammer Wien und Wiener Stadtschulrat durchgeführt.
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ESLs is significantly affected by national transition systems from school to work and by school regulatory 
structures. 

Keywords: Early School Leave (ESL), School-to-Work-Transition, vocational training systems in Europe, 
Educational Governance, Compulsory Education. 

Einleitung

Eurostat definiert frühe SchulabgängerInnen (Early School Leaver; ESL) als nicht mehr schul-
pflichtige 18- bis 24-Jährige mit maximal Pflichtschulabschluss, also ohne Abschluss einer 
mindestens zweijährigen Ausbildung auf ISCED 3 Level2 (Sekundarstufe II). Diese Gruppe ist 
sehr heterogen: Problemlagen, Ausstiegsgründe, -prozesse und -zeitpunkte variieren ebenso wie 
individuelle Ressourcen (vgl. ISW et al. 2013, Nairz-Wirth et al. 2014 sowie Nairz-Wirth und 
Meschnig 2010). Individuelle Faktoren und persönliche Lebenskontexte stehen in der Diskus-
sion um frühe SchulabgängerInnen, bei der Identifikation von Zielgruppen und der Entwick-
lung von Unterstützungsmaßnahmen oft im Mittelpunkt. Makrostrukturelle Faktoren werden 
dagegen häufig vernachlässigt. Darum wird hier eine Forschungsperspektive gewählt, die sich 
auf die Governance von Bildungssystem und Arbeitsmarkttransition richtet, das heißt, auf das 
Zusammenwirken ungleicher, aber gleichrangiger (bisweilen zwangsverbundener) AkteurInnen 
bei der „Herstellung von Schule“ (vgl. Brüsemeister, Göppert et al. 2008).

Die makrostrukturellen Bedingungen, die junge Menschen im Bildungssystem und am Ar-
beitsmarkt vorfinden, beeinflussen maßgeblich den Anteil derer, die das Bildungssystem ohne 
qualifizierenden Abschluss verlassen. In Slowenien betrug der Anteil früher SchulabgängerIn-
nen 2004 bis 2011 durchschnittlich nur vier Prozent, in Portugal schwankte er im selben Zeit-
raum zwischen 30 und 40 Prozent (Abbildung 3). Diese große Varianz der ESL-Raten in Europa 
zeigt, dass die Ursache für Schulabbruch zu allererst in den institutionellen Rahmenbedingun-
gen zu suchen ist. Entsprechend wurde im Forschungsprojekt „Lost in Transition?“ (Moser 
und Lindinger 2014) früher Schulabgang als ein Leistungsstrukturmerkmal von Bildungs- und 
Transitionsstrukturen definiert. Unter Revision theoretischer und empirischer Befunde wurden 
Hypothesen zum Einfluss makrostruktureller Faktoren entwickelt und in logistischen Mehrebe-
nenregressionen geprüft. Die vorgestellten Einflussbündel sind als Beitrag zum besseren Ver-

2 ISCED (International Standard Classification of Education) ist eine international vergleichbare UNESCO-Klassi-
fizierung von Schultypen. Datengrundlage der ESL-Raten und ISCED-Levels sind bilden die Labor Force Surveys 
der Jahre 2004 bis 2011. Entsprechend der Gültigkeit während des Berichtszeitraums sind Bildungsebenen auf 
Basis von ISCED 1997 klassifiziert, die Novelle 2011 bleibt unberücksichtigt. Einjährige Bildungsprogramme 
auf Sekundarstufe II (ISCED 3c-kurz) werden analog zur der LFS-Codierung und der ESL-Definition nicht zum 
Bereich der mittleren Bildung (ISCED 3) gezählt.
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ständnis der ESL-Rate Österreichs und der Unzulänglichkeiten eines allzu stark auf individuelle 
bzw. zielgruppenspezifische Defizite ausgerichteten Diskurses zu verstehen. 

Transitionsstrukturen – Strukturen des Übergangs von
Bildung in Beschäftigung

Der Qualifikationsprozess, der definiert, ob Personen frühe SchulabgängerInnen werden, findet 
in der Sekundarstufe II statt. Der Handlungsrahmen, den junge Menschen hier vorfinden – die 
Verfasstheit des Bildungsangebots und der Einstiegswege in die Arbeitswelt – ist historisch ge-
wachsen, politisch gestaltet und institutionell manifestiert. Dieser Handlungsrahmen bestimmt 
wesentlich mit, ob weitere Bildungsaktivitäten erfolgversprechend und somit aus individueller 
Perspektive sinnvoll sind. Wenngleich sich individuelle Transitionen innerstaatlich stark unter-
scheiden (Brzinsky-Fay 2007), werden von nationalen Strukturen ganz spezifische Übergänge 
wahrscheinlich gemacht und institutionell etabliert. Entsprechend lassen sich die Transitions-
strukturen europäischer Staaten entlang von Distinktionsdimensionen unterscheiden und grup-
pieren. 

Solche Gruppierungen müssen wegen der intrastaatlichen Heterogenität immer mit Vorbe-
halt erfolgen – wie das auch Esping-Anderson (1998) in seiner Typologie der Wohlfahrtsregime 
festhält: „Selbst wenn es empirisch offenkundig ist, dass sich Wohlfahrtsstaaten zusammengrup-
pieren lassen, so lässt es sich dennoch nicht von der Hand weisen, dass es sich keinesfalls um 
‚reine‘ Fälle handelt.“ (ebd. S. 46). Die Auswahl der Zuordnungskriterien und ihre Priorisierung 
folgen den Kriterien Forschungslogik, Forschungsgegenstand und Datenverfügbarkeit. Ziel von 
Typologien ist die Reduktion von Komplexität auf inhaltlich interpretierbare Dimensionen, um 
Unterschiede und Zusammenhänge besser verstehbar zu machen. Im gegenständlichen Artikel 
interessieren die großen Unterschiede der nationalen ESL-Raten; im Fokus sind entsprechend 
„the relatively enduring features of [each] country’s institutional and structural arrangements 
which shape transition processes and outcomes“ (Smyth, Gangl et al. 2001, S. 19; zit. nach 
Raffe 2013, S. 177) im mittleren Bildungsbereich. Dem „relatively“ dieser Definition gilt der 
zweite große Vorbehalt, denn auch makrostrukturelle Faktoren sind (längerfristig) wandelbar, 
wie z.B. die Entwicklungen in osteuropäischen Staaten zeigen. 

„Dem Mangel an Reinheit zum Trotz“ rechtfertigt Esping-Anderson (1998, S. 47) eine ty-
pologisierende Vorgehensweise: „Beziehen wir uns auf zentrale Definitionskriterien von Wohl-
fahrtsstaaten – auf die Qualität sozialer Rechte, auf soziale Stratifizierung und auf das Verhältnis 
zwischen Staat, Markt und Familie – dann setzt sich die Welt aus einzelnen Regime-Typen 
zusammen.“ (ebd.) Die zentralen Dimensionen der vorgeschlagenen Transitionstypologie sind 
Arbeitsmarktorganisation sowie Kopplung von Berufsbildung und Arbeitsmarkt aus Gover-
nanceperspektive. Zudem wurden Informationen zur Verfasstheit der Berufsbildungssysteme, 
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der Arbeitsmarktregulation und der Jugendarbeitsmarktpolitiken berücksichtigt (vgl. Moser und 
Lindinger 2014). 

Distinktionsdimensionen

Die Transitionsforschung differenziert zwei prototypische Organisationsformen von Arbeits-
märkten (vgl. Müller und Shavit 1998, Marsden 1999, Gangl 2003 und Raffe 2008):

a. Einerseits gibt es Arbeitsmärkte in denen Professionen eine wesentliche Rolle spielen. In 
diesen ist der Zugang zu Berufen reglementiert, Qualifikationsprofile sind standardisiert und 
rechtlich geschützt. Man bezeichnet diese Arbeitsmärkte als Occupational Labour Markets 
(OLM), weil Erwerbspositionen nach Professionen organisiert sind und offene Stellen auf 
Basis formaler Bildungszertifikate besetzt werden. Österreich ist ein prototypischer Occup-
ational Labour Market.

b. Auf der anderen Seite gibt es Arbeitsmärkte, die stärker nach Unternehmen segmentiert 
sind. In diesen ist die Firma, bei der man arbeitet wichtiger als der Beruf, den man erlernt 
hat. Diese Arbeitsmärkte werden als Internal Labour Markets (ILM) bezeichnet, weil Per-
sonen eher aus dem firmeninternen Arbeitskräftepool rekrutiert werden – auf Basis ihrer 
Erfahrung, weniger aber nach Maßgabe formaler Bildungszertifikate. Großbritannien ist ein 
prototypisches Beispiel für einen solchen Arbeitsmarkt.

In Ländern mit einem stärker nach Professionen organisierten Arbeitsmarkt spielt Berufsbil-
dung eine wesentliche Rolle. Die Passung zwischen persönlichen Interessen bzw. Fähigkeiten 
und den Anforderungen von Berufspositionen findet bereits im Rahmen des Bildungssystems 
statt. Entsprechend absolviert in den zentral- und nordeuropäischen OLM-Ländern ein Großteil 
der SchülerInnen nach der Pflichtschule eine berufsbildende Ausbildung – in Österreich betrifft 
das gut drei Viertel der SchülerInnen (Arbeitskräfteerhebung 2004 bis 2011). 

In den meisten nordwesteuropäischen ILM-Staaten, sowie in Ungarn oder den Baltischen 
Staaten, besucht hingegen nur rund ein Viertel der SchülerInnen berufsbildende Zweige, drei 
Viertel hingegen allgemeinbildende Schulen. Der Prozess der Arbeitsplatzpassung findet dort 
stärker im Arbeitsmarkt selbst statt, d.h. im Rahmen der Berufstätigkeit – auch durch eine stär-
kere Mobilität zu Beginn der Karriere, wo Bildung, Erwerbstätigkeit und Arbeitssuche einander 
häufig abwechseln. Eine 14-jährige Ungarin trifft ihre Entscheidung über einen Verbleib im 
Schulsystem am Ende der Pflichtschule somit unter grundlegend anderen Bedingungen als eine 
14-jährige Österreicherin. Die Berufsbildungszweige in den europäischen Staaten lassen sich 
also zu allererst nach dem Gewicht unterscheiden, das sie innerhalb der jeweiligen nationalen 
Systeme einnehmen, man spricht hier von der „Berufsspezifität“ der Systeme: In OLM-Staaten 
ist die Berufsspezifität deutlich höher als in ILM-Staaten. 
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In den OLM-Staaten mit hoher Berufsspezifität gibt es ein weiteres, wesentliches3 Differen-
zierungskriterium, das aus dem Charakter der Kooperation zwischen Staat und Arbeitswelt in 
Fragen der Ausbildung, der Qualitätssicherung und der SchülerInnenauswahl hergeleitet wird: 
Entlang dieser Merkmale kann zwischen Collective und Statist Skill Formation Regimen unter-
schieden werden (vgl. Busemeyer 2014):

a. In Collective Skill Formation Regimen gestalten Staat, Sozialpartner und Betriebe kollabo-
rativ eine traditionell stark stratifizierte Berufsausbildung. Die Lehre in Österreich ist ein 
gutes Beispiel dafür: Ein Gutteil der österreichischen Berufsausbildung wird durch Lehr-
ausbildungsplätze abgedeckt, die stark stratifiziert sind und einen durchgängig dualen Cha-
rakter haben. Die Lehrverträge werden zwischen Lehrbetrieb und Lehrling geschlossen, d.h. 
der Zugang zu einem weiten Bereich der Berufsausbildung auf der Sekundarstufe II wird 
durch Wirtschaftsbetriebe kontrolliert. 

b. In Statist Skill Formation Regimen hingegen nimmt der Staat bei der Gestaltung des Berufs-
bildungsangebots eine deutlich stärkere Rolle ein. In Norwegen teilt sich die Lehrausbil-
dung beispielsweise in zwei Phasen: in eine schulische Grundbildung und eine betriebliche 
Fachausbildung. Nach zehn Jahren Pflichtschule hat man das Recht auf drei Jahre Oberstufe 
und die norwegischen Bundesländer sind verpflichtet, entsprechende Ausbildungsplätze zur 
Verfügung zu stellen. Der Einfluss der Organisationen der Arbeitswelt (Wirtschaftsbetriebe, 
Sozialpartner) wird somit zugunsten einer größeren Bildungsgleichheit zurückgedrängt.

Empirisch ist zu beobachten, dass die Transitionszeit von Bildung ind Beschäftigung durch 
mittlere Abschlüsse deutlich verkürzt wird, wenn Organisationen der Arbeitswelt eine stärkere 
Rolle in der Gestaltung der Berufsbildung spielen. Gleichzeitig finden in diesem Fall jedoch 
frühe SchulabgängerInnen deutlich schwerer eine erste stabile Beschäftigung. Die Linien in 
Abbildung 1 zeigen, um wie viele Monate länger frühe SchulabgängerInnen im Gegensatz zu 
Personen mit ISCED 3-Abschluss brauchen, um eine erste stabile Beschäftigung4 zu finden. In 
Österreich, einem typischen Collective Skill Formation Regime (OLMc), brauchen frühe Schul-

3 Es gibt natürlich noch weitere Differenzierungsmerkmale, wie sie z.B. von Steedman (2012) herausgearbeitet wur-
den: die Anteile fachbezogener und betrieblicher Ausbildungsteile, die Dauer der Bildungswege und die Curricula. 
An dieser Stelle werden diese Ansätze jedoch nicht weiter verfolgt. Ein Vergleich der Berufsbildungssysteme von 
ILM- und OLM-Staaten ist schwer zu rechtfertigen, weil Berufsbildung in diesen beiden Gruppen qualitativ und 
quantitativ gänzlich unterschiedlich angelegt ist. In ILM-Staaten sind berufsbildende Zweige eher Spezialfälle und 
als solche schwer strukturierbar.

4 Im Rahmen des LFS ad-hoc-Moduls zum Übergang Bildung Beruf 2009 wird eine Beschäftigung als stabil defi-
niert, wenn sie mindestens drei Monate aufrecht ist. Die verfügbare Datenquelle ist als Hilfskonstruktion zu verste-
hen (vgl. Gebel/Noelke 2011). Mehrfach wurde auf den Prozesscharakter von Arbeitsmarkteinstiegen hingewiesen, 
der mit einer Dreimonatsschwelle nur ansatzweise erfasst werden kann (vgl. et al. Brzinsky-Fay 2007), teilweise 
sind Übergänge auch gesetzlich geschützt, etwa in Österreich durch die Behaltepflicht nach abgeschlossener Lehre.
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abgängerInnen durchschnittlich ein Jahr, um eine stabile Beschäftigung zu finden, Personen 
mit ISCED-3-Abschluss hingegen nur rund fünf Monate. Durch den höheren Abschluss ver-
kürzt sich die Zeit um sieben Monate. Schweden zählt – wie der Rest Skandinaviens und die 
Benelux-Staaten – zu den Statist Skill Formation Regimen (OLMs). Hier verkürzt ein ISCED-
3-Abschluss die Transitionszeit nicht einmal um einen Monat, gleichzeitig finden jedoch frühe 
SchulabgängerInnen tendenziell leichter eine stabile Beschäftigung als in OLMc Staaten. Bil-
dungszertifikate wirken sich also in OLMs Staaten weniger stark aus. In OLMc Staaten ist über-
dies die Gefahr eines gänzlichen Rückzuges aus dem Arbeitsmarkt für frühe SchulabgängerIn-
nen beträchtlich höher als für junge Erwachsene mit weiterführender Bildung. Diese Divergenz 
zwischen diesen beiden Gruppen gibt es zwar auch in OLMs-Staaten, sie ist jedoch tendenziell 
weniger stark (Moser und Lindinger 2014, S. 50f). Das bedeutet, die Folgekosten eines Bil-
dungsabbruchs sind im OLMc-Staat Österreich deutlich höher als im OLMs-Staat Schweden; 
Phasen der Arbeitssuche, Orientierung und Stagnation dauern länger, in der Folge werden oft 
negative Selbstbilder entwickelt und die soziale Teilhabe wird nachhaltig beeinträchtigt (Lin-
dinger et al. 2015). Diese empirischen Evidenzen werden hier als höhere Signalwirkung von 
Bildungszertifikaten in OLMc Staaten interpretiert.

Abbildung 1: Verkürzung der Transitionszeit von Bildung in Beschäftigung durch einen ISCED 3-Abschluss in Monaten

Quelle: EUROSTAT, LFS adhoc 2009; Moser und Lindinger 2014.5 

5 Daten für die Schweiz und Deutschland liegen in dieser Erhebung nicht vor. Die Ergebnisse für die Slowakei stellen 
mit einer Transitionsdauer von gut zwei Jahren für ESL und einer Verkürzung auf ein halbes Jahr bei ISCED-
3-Ausbildung einen Extremfall dar, der nicht ausreichend geklärt und daher nicht dargestellt ist.
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Vorschlag einer Transitionstypologie

In Anwendung der bisher vorgestellten Dimensionen und Referenztypologien (vgl. Gangl 2003, 
Buchmann und Kriesi 2011, Brzinsky-Fay 2007, Busemeyer 2014, Esping-Andersen 1998, 
Müller und Shavit 1998 und Marsden 1999) sowie theoretischer und empirischer Evidenzen 
(vgl. European Commission 2012, Mascherini, Salvatore et al. 2012, Kogan, Noelke et al. 2011, 
Noelke 2011, Saar, Unt und Kogan 2008, Venn 2009, Visser 2009, UNESCO, OECD et al. 2010, 
EUROSTAT: LFS 2004-2011, EUROSTAT LFS adhoc module 2009) wird folgende Transiti-
onstypologie für 25 europäischen Vergleichsländer6 vorgeschlagen (vgl. Moser und Lindinger 
2014). Sie umfasst erstmals ost- und westeuropäische Staaten gemeinsam.7

Abbildung 2: Typologie der Transitionsstrukturen von Bildung in Beruf im Kontext frühen Schulabgangs

Occupational Labour Market (OLM)

Collective Skill Formation Regime 
(OLMc, dunkelgrün)

Österreich (AT), Deutschland (DE), Schweiz (CH), 
Tschechien (CZ), Slowenien (SI), Slowakei (SK), 
Polen (PL)

Statist Skill Formation Regime 
(OLMs, hellgrün)

Norwegen (NO), Schweden (SE), Finnland (FI), 
Belgien (BE), Niederlande (NL), Dänemark (DK)

Internal Labour Market (ILM, blau)

Frankreich (FR), Großbritannien (GB), Irland (IE), 
Estland (EE), Ungarn (HU), Island (IS), Lettland 
(LV), Litauen (LT)

Südeuropa7 
(dunkelgrau)

Spanien (ES), Griechenland (GR), Italien (IT), 
Portugal (PT)

6 Aus dem ursprünglich 33 Länder umfassenden Sample wurden jene Staaten ausgeschlossen, zu welchen entweder 
wenige oder stark widersprüchliche Vergleichsinformationen vorlagen (Bulgarien, Kroatien, Mazedonien, Rumänien 
und die Türkei) oder welche aufgrund ihrer Größe (Luxemburg, Malta und Zypern) als Spezialfälle zu betrachten sind.

7 In südeuropäischen Staaten fällt SchulabgängerInnen der Einstieg in den Arbeitsmarkt besonders schwer, dieses 
Faktum war bereits vor der Wirtschaftskrise konstant zu beobachten. Als Erklärungen werden die teilweise restrik-
tiven Arbeitsgesetzgebungen und familienbezogene Faktoren diskutiert, für den österreichischen Vergleichskontext 
sind diese Länder aber kaum relevant, weswegen auf eine Vertiefung der Zuordnungsproblematik verzichtet wurde.

Quelle: Moser und Lindinger 2014



116 W. Moser, K. Lindinger

Zur Diskussion gestellt werden können die Zuordnungen von Dänemark und Frankreich. Gan-
gl (2003) unterscheidet empirisch zwei OLM-Cluster: Österreich und Deutschland mit einer 
traditionell dual aufgebauten Berufsbildungssystem sowie Dänemark und die Niederlande, 
„where vocational training is more often provided in a school-based context“ (ebd., S. 122). 
Busemeyer (2014) klassifiziert Dänemark hingegen als Collective Skill Formation Regime. 
Dänemark ist somit ein Grenzfall. Die Zuordnung der Länder wurde in ExpertInneninterviews 
mit nationalen BildungsexpertInnen der jeweiligen Staaten reflektiert. Die betriebliche Ausbil-
dung spielt auch in Dänemark eine große Rolle (vgl. European Commission 2012), allerdings 
ist das durchschnittliche Einstiegsalter mit 21 Jahren deutlich höher und Schulen spielen als 
erste Anlaufstelle (schulische Grundausbildung) und bei der Erstellung individueller Lehrplä-
ne (Bildungsbegleiterinnen) eine wichtige Rolle. Aufgrund der in Dänemark gerade auch im 
Bereich der mittleren Bildung durchgesetzten Verantwortung des Bildungssystems wird hier 
die Zuordnung Gangls übernommen. 

Auch Frankreich ist ein Fall mit besonderer Eigenlogik. Von Esping-Anderson (1998, vgl. 
Buchmann und Kriesi 2011) wird Frankreich als konservatives Wohlfahrtregime typisiert, in 
Transitionstypologien (vgl. Brzinsky-Fay 2007, Gangl 2003) wird es hingegen als ILM-Staat 
mit typischem Allgemeinbildungsschwerpunkt ausgewiesen – wenngleich mit einer ILM-un-
typisch starken Arbeitnehmerschutzgesetzgebung. Auch Buchmann und Kriesi (2011) weisen 
explizit auf die sich deutlich von den anderen Ländern mit konservativen Wohlfahrtsregimen 
unterscheidenden Transitionsprozesse in Frankreich hin. Frankreich ist somit ein Hybridfall. 
Weil der Forschungsfokus der gegenständlichen Studie auf Transitionsprozessen liegt und nicht 
auf der zwar damit korrelierenden, aber nicht deckungsgleichen Typisierung von Wohlfahrts-
staaten, wird Frankreich hier als ILM-Staat klassifiziert.

Die Zuordnung der osteuropäischen Staaten

Eine besondere Herausforderung stellt, die Zuordnung der zentral- und osteuropäischen Staa-
ten dar. Diese sind aus mehreren Gründen als Referenzländer für Österreich sehr interessant: 
Erstens aufgrund der sehr niedrigen Anteile früher SchulabgängerInnen, zweitens, weil die be-
triebliche Ausbildung traditionell eine wichtige Rolle spielt und drittens weil dor in den letzten 
Jahren tatsächlich tiefgreifende Bildungsreformen umgesetzt wurden. 

Saar, Unt und Kogan (2008) explizieren Bildungs- und Arbeitsmarktfaktoren ehemals kom-
munistischer Staaten in Bezug auf eine Transitionstypologie. In sozialistischen Bildungssys-
temen setzte auf das Gesamtschulprinzip der Sekundarstufe I eine hoch stratifizierte, in allge-
meinbildende, mittlere und höhere berufsbildende Zweige unterteilte Sekundarstufe II auf. Die 
Durchlässigkeit der Bildungswege war gering und die Bedeutung der dualen Ausbildung groß 
(Gebel und Noelke 2011). Lehrstellenvergabe und Arbeitsplatzallokation waren staatlich orga-
nisiert. Mit der Privatisierung der großen (Lehr-)Betriebe rückte die Berufsausbildung zuneh-
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mend in die Verantwortung des Schulwesens, die tertiäre Bildung gewann an Bedeutung und die 
ursprünglich sehr enge Kooperation zwischen Schule und Betrieben begann zu erodieren. No-
elke (2011) attestiert, dass Curricula an Aktualität und Relevanz für den Arbeitsmarkt verloren. 
Jedoch indizieren empirische Ergebnisse zu Transitionen von AbsolventInnen berufsbildender 
Schulzweige, dass die Signalwirkung der Abschlüsse auch in den transformierten Arbeitsmärk-
ten immer noch sehr hoch ist (vgl. Baranowska 2011; Ivancic, Ignjatovic et al. 2011; Kogan, 
Noelke et al. 2011a; Noelke 2011; Zelenka, Koucký et al. 2011), dies zeigt auch Abbildung 1.

Im Zuge und in Folge der politischen und wirtschaftlichen Transformationen in Osteuro-
pa wurden die Bildungssysteme reformiert – es wurden neue Lehrpläne, Bildungswege und 
Schulformen entwickelt, die tertiäre Ausbildung gewann an Bedeutung und privatwirtschaftli-
che Organisationen fanden Eingang ins Schulwesen. Die osteuropäischen Staaten gingen dabei 
unterschiedliche Wege. In Slowenien, Tschechien, Polen und der Slowakei ist Berufsbildung auf 
ISCED-3-Level immer noch stark nachgefragt (durchschnittliche Partizipationszahlen 2004 und 
2011: Tschechien 75, Slowakei 72, Slowenien 64 und Polen 46 Prozent). In Slowenien verlief 
der Transformationprozess schnell und relativ stabil. Noelke (2011, S. 12) vermutet: „corporate 
actors may have been in a position to counteract the decline in training provision [durch priva-
tisierte Betriebe, Anm. der AutorInnen].“ Das duale System wurde relativ schnell konsolidiert, 
wenngleich unmittelbar nach der Wende der Trend von der beruflichen Bildung weg führte. 
Slowenien schaffte die Lehre erst ab, führte sie dann wieder ein und reformierte zuletzt 2006 
das schulische und duale Berufsbildungssystem (vgl. Saar, Unt und Kogan 2008; European 
Commission 2012). Slowenische ExpertInnen führen die niedrige ESL-Rate des Landes (die 
niedrigste Europas!) auf das gut ausgebaute Berufsbildungssystem und die hohe Durchlässig-
keit zwischen allen Bildungswegen zurück. Auch in Tschechien, Polen und die Slowakei wurde 
das duale Lehrprinzip der kommunistischen Zeit zumindest in Teilen erhalten. In Tschechien 
werden Lehrverträge nunmehr allerdings nicht mehr zwischen Lehrlingen und Betrieben, son-
dern zwischen Schulen und Betrieben geschlossen – ein Paradebeispiel für den kollektiven An-
satz der OLMc Staaten. Schulen verfügen in Tschechien gleichzeitig über eine besonders hohe 
Autonomie (darauf wird im zweiten Teil des Artikels noch näher eingegangen), dies gilt auch 
für die Gestaltung der betrieblichen Ausbildungsteile. Aufgrund dieser Befunde werden Polen, 
Slowenien, Tschechien und die Slowakei als OLM mit Collective Skill Formation Regimen 
klassifiziert.8

Auch in Ungarn wurde das duale System erst abgeschafft und dann wieder eingeführt. An-
ders als in vielen anderen osteuropäischen Staaten spielt Berufsbildung in Ungarn jedoch nur 
eine marginale Rolle: Nur rund ein Viertel besuchen berufsbildende Schulen oder absolvieren 
eine Lehre (EUROSTAT: LFS 2004-2011, vgl. auch Saar, Unt und Kogan 2008; Erzsébet und 

8 Dies korrespondiert mit der Zuordnung Sloweniens, Tschechiens und tendenziell auch Polens zu den korporatisti-
schen Wohlfahrtsregimen (Pedroso 2008; Potucek 2007; zit. n. Veloso und Estevinha 2013).



118 W. Moser, K. Lindinger

Róbert 2012). Auch die Bildungssysteme Estlands, Lettlands und Litauen sind auf stark auf All-
gemeinbildung ausgerichtet, die Kopplung von Bildung und Arbeitsplatz ist schwach und Lehre 
spielt wenig bis keine Rolle (vgl. Saar, Unt und Kogan 2008, EUROSTAT: LFS 2004-2011; 
sowie European Commission 2012; UNESCO, OECD et al. 2010). Entsprechend dieser Ana-
lysen und in Übereinstimmung mit den von Pedroso (2008; zit n. Veloso und Estevinha 2013) 
und Potucek (2007; zit n. Veloso und Estevinha 2013) identifizierten Chrarakteristika liberaler 
Wohlfahrtsregime werden Ungarn und die baltischen Länder als ILM-Staaten klassifiziert.

Analysiert man die europäischen ESL-Raten vor dem Hintergrund dieser grundlegend un-
terschiedlichen Rahmenbedingungen für den Übergang zwischen Bildung und Beruf, so zeigt 
sich ein klarer Zusammenhang mit dem Transitionstyp9. Die höchsten ESL-Raten finden wir in 
Internal Labour Markets (blau), wo Arbeitsplatzpassung stärker im Arbeitsmarkt selbst statt-
findet und wo außerdem Mobilität und non-formale bzw. firmeninterne Weiterbildungen beim 
Erwerbseinstieg eine größere Rolle spielen.

In Occupational Labour Markets (grün), wo der Wert formaler Bildungsabschlüsse am Ar-
beitsmarkt hoch ist und (ein Teil der) Berufsqualifikation bereits im Bildungssystem stattfindet 
(bzw. stattfinden kann), sind die ESL-Raten bedeutend niedriger – die Folgekosten eines frühen 
Schulabgangs allerdings höher. Die niedrigsten ESL-Raten finden wir in jenen OLM-Ländern, 
in denen die Berufsausbildung von staatlichen AkteurInnen (Ministerien), ArbeitnehmerInnen- 
und Wirtschaftsverbänden (Sozialpartner) und Wirtschaftsbetrieben gemeinsam gestaltet wird 
(Collective Skill Formation Regimes). Durch die starke Einbindung von Akteuren der Arbeits-
welt ist die Wert von Bildungszertifikaten am Arbeitsmarkt in OLMc Staaten höher als in OLMs 
Staaten. Somit sind in letzterer Gruppe auch die ESL-Raten etwas höher – allerdings zugunsten 
einer niedrigeren Bildungsungleichheit, die durch das Zurückdrängen des Einflusses von Orga-
nisationen der Arbeitswelt befördert wird.

Österreich zählt zur OLMc Gruppe, die ESL-Rate lag in Österreich in den Jahren 2004 bis 
2011 zwischen 8,3 und 10,8 Prozent. Das erscheint niedrig, wenn man Österreich mit allen 
europäischen Ländern vergleicht. Vergleicht das ESL-Niveau aber mit jenen Ländern, in de-
nen junge Menschen ähnliche Transitionsstrukturen vorfinden, also mit anderen OLMc Staaten, 
dann relativiert sich die gute Performance Österreichs – in dieser Gruppe hat Österreich eine 
der höchsten ESL-Raten (nur in Deutschland ist sie noch höher). Die ESL-Raten von Slowenien 
und Tschechien waren in den letzten zehn Jahren konstant niedriger – die niedrigsten Europas. 
Im Folgenden wird versucht, Erklärungen für diese Unterschiede zu finden.

9 Eine regressionsanalytische Prüfung des Zusammenhanges ergibt ein R2 von 0,63 (Moser und Lindinger 2014,  
S. 92).



Lost in Transition 119

Abbildung 3: ESL-Raten 2004-2011, 18- bis 24-Jährige (Boxplots mit Median)

Quelle: EUROSTAT, LFS 2004 bis 2011; Moser und Lindinger 2014

Educational Governance im Pflichtschulwesen

Aufbauend auf die Analyse des ESL-Risikos unterschiedlicher Transitionssysteme wurde un-
tersucht, auf welche weiteren strukturellen Faktoren die verbleibende Intra-Gruppen Varianz 
der ESL-Raten zurück zu führen ist. Die Suche nach diesen Faktoren basierte nicht – wie im 
Falle der Transitionstypologie – auf einer bereits vorab ausgewählten Theorie, sondern auf einer 
explorativen Analyse, in der anfänglich für eine Erweiterung des Erklärungsmodells folgende 
Einflussgrößen in Betracht gezogen wurden: Die Dauer der Pflichtschulzeit, der Trackingzeit-
punkt (das Alter, in dem erstmals zwischen allgemein- und berufsbildenden Schulzweigen dif-
ferenziert wird), die durchschnittliche Klassengröße, der Ausbau der frühkindlichen Bildung, 
der Anteil der SchülerInnen mit Migrationshintergrund (respektive: der Integrationskontext), 
die relativen Beschäftigungschancen nach einem frühen Schulabbruch und der Charakter der 
Regelungsstrukturen im Pflichtschulwesen. Die Entscheidung fiel aus folgenden Gründen auf 
die Regelungsstrukturen im Pflichtschulwesen:

a. Es gibt in der Forschungsliteratur starke empirische Evidenzen dafür, dass eine wichtige Di-
mension schulischer Regelungsstrukturen – der Autonomiegrad – mit frühem Schulabbruch 
in engem Zusammenhang steht (vgl. OECD 2009, 2010b, 2011, 2012, Nikolai und Helbig 
2013).
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b. Unter dem Schlagwort Educational Governance wurde in den letzten Jahren ein breiter The-
oriekorpus entwickelt, auf dessen Basis fundierte Hypothesen zur Wirkungsweise schuli-
scher Regelungsstrukturen formuliert werden können (vgl. Altrichter und Heinrich 2007, 
Kussau 2007, Rürup 2007, Kussau und Brüsemeister 2007).

c. Die Analyse von Regelungsstrukturen richtet den Blick anstelle von individuellen Eigen-
schaften auf Strukturgegebenheiten, die durch Bildungspolitik beeinflusst werden können. 
Wie auch im Fall der Transitionsregime geht es um Governance, also das Zusammenwirken 
der beteiligten Akteure bei der „Herstellung von Schule“.

d. Der Charakter der Regelungsstrukturen variiert innerhalb der Transitionsregime, besonders 
in der OLMc Gruppe. Die deutschsprachigen Staaten weisen deutlich zentralistischere Bil-
dungssysteme auf als ihre ostmitteleuropäischen Nachbarn. Dieser Punkt ist wichtig, weil 
die Erklärung der strukturellen Rahmenbedingungen für die ESL-Rate Österreichs vordring-
liches Ziel dieser Studie war. 

e. Da die OECD sich seit über einem Jahrzehnt intensiv mit Governance-Fragen befasst, liegen 
liegen international vergleichbare, quantitative Daten für eine Hypothesenprüfung vor (vor 
allem mit PISA und TALIS).

f. Das Schulabbruchsrisiko wird ganz wesentlich durch alltägliche Bildungsprozesse im Un-
terricht mitbestimmt, insbesondere durch die Beziehung zwischen SchülerInnen und Leh-
rerInnen (vgl. Nairz-Wirth et al. 2014, S. 115, 166). Diese alltäglichen Bildungsprozesse 
entwickeln sich im Rahmen der Arbeitsbeziehung zwischen LehrerInnen und SchülerInnen 
und sind in einen Handlungsrahmen schulischer Regelungsstrukturen eingebettet, die sich – 
wie die Transitionssysteme – entlang langfristig wirksamer, politischer Weichenstellungen 
herausgebildet haben. Regelungsstrukturen üben somit einen indirekten, aber nichtsdesto-
weniger prägenden Einfluss auf Leistungsstrukturmerkmale von Schulsystemen aus.

Unter dem Schlagwort Educational Governance wurde herausgearbeitet, dass Regelungsstruk-
turen sich aus dem Zusammenspiel zweier ungleicher aber gleichrangiger und zwangsverbun-
dener Akteure (Kussau und Brüsemeister 2007) ergeben – nämlich der Bildungsverwaltung und 
der einzelschulischen AkteurInnen (Schulleitung, LehrerInnen10). Diese beiden sozialen Akteure 
üben ihre Verfügungsrechte in den Bereichen Schulorganisation und Unterrichtsgestaltung aus 
– zwei Bereichen, die nach Rürup (2007) „[...] eine allgemeingültige und policy-unabhängige 
Differenzierung von Entscheidungsfeldern der Organisation von Schule“ sind und für die von 
der OECD international vergleichbare Daten erhoben werden (PISA, Education at a Glance).
Aus den theoretisch möglichen Kombinationen von AkteurInnen (Schule vs. Schulbehörde) mit 
Verfügungsmöglichkeiten in den genannten Handlungsfeldern (Schulorganisation vs. Unter-

10 Als weitere AkteurInnen werden auch Eltern und regionale Stakeholder diskutiert, deren Einfluss wird hier jedoch 
nicht weiter behandelt.
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richtsgestaltung) lassen sich drei idealtypische Dimensionen von Regelungsstrukturen ableiten: 
(1) der Grad, (2) der Schwerpunkt und (3) die Interaktionsgebundenheit der Schulautonomie. 
Diese idealtypischen Regelungsstruktur-Dimensionen können empirisch mit Daten der PISA-
DirektorInnenbefragungen nachgezeichnet werden (sh. Tabelle 1). 

Die SchuldirektorInnen wurden gebeten, für zwölf Handlungsfelder in zwei Handlungsbe-
reichen (Schul- und Unterrichtsorganisation) bis zu fünf Verfügungsberechtigte zu benennen 
(Mehrfachantworten waren möglich). Die Handlungsfelder wurden in allen vier untersuchten 
PISA-Wellen seit 2000 konsistent abgefragt. Die Verfügungsberechtigten können trotz kleiner 
Änderungen in diesem Zeitraum durchgängig der schulischen bzw. der überschulischen Ebene 
zugeordnet werden. Es wurden Daten aus 32 Staaten analysiert, soweit diese seit 2000 an den 
PISA-Erhebungen teilgenommen haben. In die Analyse flossen die Angaben von 22.974 Di-
rektorInnen ein, für Österreich stehen Antworten von 877 DirektorInnen zur Verfügung. Die 
Analyse dieser Daten erfolgte auf Basis folgender Vorüberlegungen:

a. Eine Beurteilung schulischer Regelungsstrukturen aufgrund der Angaben von Schulleite-
rInnen birgt zwar die Gefahr der Subjektivität, hat aber den Vorteil, dass nicht der vom 
Gesetzgeber formal gewährte Entscheidungsspielraum abgefragt wird, sondern der faktisch 
von den Schulen wahrgenommene (Nikolai und Helbig 2013).

b. In vielen vorliegenden Untersuchungen wird die wichtigste Regelungsstruktur-Dimension 
– der Autonomiegrad – durch eine summarische Indexbildung abgebildet (OECD 2009, 
2010b, 2011, 2012, Nikolai und Helbig 2013), es wird also schlicht gezählt, in wievielen 
Handlungsfeldern eine Schule Entscheidungen treffen darf. Das Problem dabei ist, dass 
Items mit geringer Varianz – mit denen Staaten also nur schlecht differenziert werden kön-
nen – mit dem selben Gewicht in die Indexbildung eingehen wie Items mit hoher Varianz, 
die auf international divers gestaltete Regelungsstrukturen hindeuten. Eine Indexbildung 
mittels Korrespondenzanalyse umgeht diesen Nachteil, weil implizit eine solche Gewich-
tung vorgenommen wird (vgl. Blasius 2001, S. 346 – 348).

c. Ein weiterer großer Nachteil der summarischen Indexbildung ist die Vernachlässigung ge-
teilter Verfügungsrechte: Es ist ein entscheidender Unterschied, ob eine Schule ihre Verfü-
gungsrechte in einem bestimmten Handlungsfeld alleine oder in Abstimmung mit anderen 
(lokalen, staatlichen) Entscheidungsträgern ausübt. In der vorliegenden Studie wird diese 
Dimension in die Analyse einbezogen (sh. Interaktionsgebundenheit).
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Tabelle 1: Handlungsfelder in zwei Regelungsbereichen

Schulorganisation: 
organisatorischer Bereich 

Unterrichtsgestaltung: 
pädagogischer Bereich

Einstellung von LehrerInnen

Kündigung von LehrerInnen

Einstiegsgehälter festlegen

Lohnerhöhungen festlegen

Schulbudget formulieren

Budgetzuweisung in der Schule

Leistungsbewertung

Aufnahme von SchülerInnen

Lehrbücher

Lehrplan für einzelne Fächer

Fächerangebot

Disziplinarmaßnahmen

Quelle: PISA 2000 bis 2009; SchuldirektorInnenfragebogen

Die von den DirektorInnen erfragten Daten wurden mittels Korrespondenzanalyse einer Di-
mensionsreduktion unterzogen. Diese erbrachte drei inhaltlich interpretierbare und theoretisch 
erklärbare Dimensionen (Hauptachsen), die 85 Prozent der Gesamtvarianz aufklären und somit 
einen guten Überblick über die zugrunde liegenden Strukturen liefern und gut voneinander zu 
unterscheidende, inhaltliche Dimensionen des Konstrukts „Regelungsstrukturen im Schulsys-
tem“ abbilden. Diese flossen als erklärende Variablen in Regressionsanalysen ein (Moser und 
Lindinger 2014, S. 74f). Die resultierenden drei Hauptfaktoren der Analyse entsprechen den 
weiter oben angesprochenen Dimensionen Grad, Schwerpunkt und Interaktionsgebundenheit 
der Schulautonomie. Diese drei Dimensionen werden im Folgenden gemeinsam mit den zuge-
hörigen Hypothesen und empirischen Ergebnissen dargestellt:

1. Dimension: Der Grad der Schulautonomie
Die erste Dimension, der Grad der Schulautonomie, erklärt 77 Prozent der Gesamtvarianz. Der 
Grad der Schulautonomie ist durch den Gegensatz zwischen bürokratischer und autonomer 
Steuerung gekennzeichnet – in beiden Fällen liegt der organisatorische sowie der pädagogische 
Bereich tendenziell in den Händen ein und derselben AkteurIn: Entweder ist das

a. eine zentrale Bildungsbehörde (Bürokratisches Modell mit UnterrichtsbeamtInnen) oder 
b. die beiden Bereiche werden durch autonome Schulen gesteuert.
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Hypothese 1 (Professionshypothese)
Eine hohe Schulautonomie ist ein Indikator für eine starke Lehrendenprofession (vgl. Metha 
2013). Systeme mit starken Lehrendenprofessionen zeichnen sich durch ein hohes Ausmaß an 
beruflicher Kooperation zwischen Lehrenden, durch Selbstevaluation (statt zentralisierter Eva-
luation), durch eine dezentralisierte Personalverwaltung sowie durch ein hohes gesellschaftli-
ches Ansehen aus. Diese Merkmale führen in Kombination zu einer höheren pädagogischen 
Qualität. Es ist also davon auszugehen, dass eine höhere Schulautonomie mit einer niedrigeren 
ESL-Rate einhergeht.

Empirische Ergebnisse
Das österreichische Schulwesen ist vergleichsweise stark zentralisiert, das gilt insbesondere für 
die organisatorischen Handlungsfelder. Zudem sind in Österreich professionsinterne Koopera-
tionsformen und Kontrollmechanismen der LehrerInnenschaft schwach ausgeprägt: Team-Un-
terricht, Team-Supervision, gegenseitige Unterrichtsbeobachtung mit Feedback, gemeinsame 
Aktivitäten mit LehrerInnen aus anderen Klassen mit unterschiedlichen Altersgruppen (Projek-
te) oder Koordination von Hausarbeiten über verschiedene Fächer hinweg (OECD 2009, 2010) 
– all diese Formen professioneller Kooperation gibt es in Österreich seltener als in vielen ande-
ren europäischen Staaten – dieser Umstand lässt auf eine schwach konstituierte Lehrendenpro-
fession schließen. Eine Prüfung des Zusammenhangs zwischen Autonomiegrad und ESL-Rate 
mittels eines Regressionsmodells ergab, dass eine höhere Autonomie tatsächlich mit signifikant 
niedrigeren ESL-Raten einhergeht, auch unter Kontrolle der im ersten Abschnitt beschriebenen 
Transitionstypen. Eine Erhöhung des Autonomiegrades um eine Einheit – d.h. in einem Aus-
maß, das von europäischen Staaten faktisch in einem Zeitraum von drei Jahren erreicht werden 
kann11 – geht mit einer Reduktion der ESL-Rate im Ausmaß von rund fünf Prozent (nicht Pro-
zentpunkten!) einher (Moser und Lindinger 2014, S. 94).

2. Dimension: Der Schwerpunkt der Schulautonomie
Die zweite Dimension, der Schwerpunkt der Schulautonomie, erklärt 6 Prozent der Gesamtvari-
anz. Diese Dimension beschreibt Konstellationen, in denen die Verfügungsrechte über schulor-
ganisatorische und pädagogische Belange bei unterschiedlichen AkteurInnen angesiedelt sind.  

11 Die Basis für die Indexwerte bildeten die Hauptkoordinaten der Korrespondenzanalyse. Diese wurden im Sinne 
einer besseren Interpretierbarkeit der Regressionsparameter linear reskaliert. Der Mittelwert der reskalierten Skalen 
beträgt null, d. h. ein Wert von null steht für einen im europäischen Vergleich mittleren Autonomiegrad, für einen 
mittleren Autonomieschwerpunkt und für ein mittleres Maß Interaktionsgebundenheit. Eine Einheit von eins steht 
für die durchschnittliche Entwicklung in Richtung des hypothetisierten Zusammenhangs (in Richtung Verminde-
rung der ESL-Rate). Eine Erhöhung des Autonomiegrades um eine Einheit steht somit für Autonomisierung in ei-
nem Ausmaß, das von europäischen Staaten in einem Zeitraum von drei Jahren tatsächlich durchschnittlich erreicht 
worden ist. Analoges gilt für die anderen beiden Regelungsstrukturdimensionen.
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Es sind zwei gegensätzliche Typen denkbar, die man sich als zwei Enden eines Kontinuums 
vorstellen kann: 

a. Im ersten Fall obliegt die Unterrichtsorganisation den Lehrenden und die Schulorganisation 
den Schulbehörden (heteronomer Strukturtypus nach Scott 1965). 

b. Im zweiten Fall ist es genau umgekehrt: Organisatorisch autonome Schulen (vor allem im 
Bereich der Personalbewirtschaftung) müssen bürokratische Vorgaben im pädagogischen 
Handlungsfeld umsetzen. Im Governance-Diskurs wird dieser Strukturtypus unter dem Be-
griff „neue Steuerung“ gefasst.

Hypothese 2 (Schwerpunkthypothese)
Der heteronome Strukturtypus (Typ 2a) birgt die Gefahr einer Scheinautonomie, da unter-
richtsentwicklerische Aktivitäten nicht oder kaum auf personeller Ebene abgesichert wer-
den können. Diese Gefahr ist im Falle von Regelungsstrukturen nach dem Modell der neuen 
Steuerung (Typ 2b) geringer: Aufgrund der für viele Schulsysteme typischen Entkoppelung 
zwischen Schulverwaltung und Einzelschule (Stichworte „decoupling“, „Interdependenzun-
terbrechung“) bleibt die Kontrolle über das Unterrichtshandeln trotz der bürokratischen Steu-
erungsversuche letztlich bei den Lehrenden. Diese werden durch die Ansiedelung der Per-
sonalagenden auf Schulebene noch zusätzlich gestärkt, weil das ein starker Impuls für eine 
Herausbildung kohärenter PädagogInnen-Teams sein kann. Das wiederum ist eine wichtige 
Grundlage für berufliche Kooperation. Aus diesem Grund sind in Staaten vom Typus 2b nied-
rigere ESL-Raten zu erwarten.

Empirische Ergebnisse
Österreichs Schulsystem ist zu Typ 2a, also zum „heteronomen Strukturtypus“ zu rechnen: 
Die Autonomie der Schulen in pädagogischen Belangen ist relativ hoch, während im 
schulorganisatorischen Bereich kaum Verfügungsrechte bestehen. Der heteronome Strukturtypus 
ist (mittlerweile) die Ausnahme in Europa: Die meisten anderen europäischen Schulsysteme 
sind zum Typus 2b („neue Steuerung“) zu rechnen. Es kann empirisch gezeigt werden, dass 
mit dem Typus 2b signifikant niedrigere ESL-Raten einher gehen: Eine Verschiebung des Re-
gelungsstruktur-Schwerpunkts in Richtung „neue Steuerung“ (Typ 2b) um eine Einheit führt 
zu einer Verminderung der ESL-Rate um drei Prozent (Moser und Lindinger 2014, S. 94). Die 
Ergebnisse zu dieser Dimension sind allerdings im Gegensatz zu den anderen beiden nur auf 
dem 5%-Niveau signifikant und auch nur dann, wenn die Transitionssysteme als Kovariaten 
einbezogen werden (sh. Tabelle 2).
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3. Dimension: Interaktionsgebundenheit der Schulautonomie 2 Prozent
Für die dritte Regelungsstrukturdimension, die Interaktionsgebundenheit der Schulautonomie, 
ist entscheidend, in welchem Ausmaß die AkteurInnen miteinander interagieren müssen. Wie-
derum sind zwei Typen denkbar:

a. Wenn es nur eine dominante AkteurIn gibt (sh. Dimension 1) oder wenn die AkteurInnen 
über jeweils unterschiedliche Handlungsfelder entscheiden (sh. Dimension 2), ist die Inter-
aktionsgebundenheit niedrig, weil einzelschulische AkteurInnen und Bildungsverwaltung 
nicht interagieren müssen, um zu Entscheidungen zu kommen.

b. Wenn hingegen in vergleichsweise vielen Handlungsfeldern beide AkteurInnen Entschei-
dungen treffen dürfen (bzw. müssen), entsteht durch die geteilten Verfügungsrechte die Not-
wendigkeit zur Interaktion. In diesen Fällen ist die Interaktionsgebundenheit hoch. Diese 
Konstellation entspricht dem, was Scott (1982) als „joint“-Typus von heteronomen und au-
tonomen Systemen abgegrenzt hat.

Hypothese 3 (Interaktionshypothese) 
Gemeinsame Verfügungsrechte von LehrerInnen und der Schulverwaltung begünstigen (bzw. 
erzwingen) Interaktion; es kommt (zwangsläufig) zu einer intensiveren Kommunikation, zu Ab-
stimmungsprozessen und damit letztlich zu einer realitätsnäheren, weniger innovationsträgen 
Schulsteuerung (Gräsel 2004, Gräsel, Jäger et al. 2006, zit. nach Wacker, Rohlfs et al. 2013 
sowie Kussau und Brüsemeister 2007). Von der intensivierten Kommunikation bei hoher In-
teraktionsgebundenheit kann also eine höhere pädagogische Qualität und damit eine geringere 
Zahl früher SchulabgängerInnen erwartet werden.

Empirische Ergebnisse
Das österreichische Schulsystems weist im europäischen Vergleich eine mittlere Interaktions-
gebundenheit auf. Es ist empirisch nachweisbar, dass Schulsysteme mit höherer Interaktions-
gebundeheit signifikant niedrigere ESL-Raten aufweisen: durch eine Verstärkung der Interak-
tionsgebundenheit um eine Einheit kann die ESL-Rate um vier Prozent (nicht Prozentpunkte!) 
vermindert werden (Moser und Lindinger 2014, S. 91ff).

Zur Robustheit des Modells

In Summe erklärt die Zuordnung zu den Transitionssystemen rund 63 Prozent der Varianz der 
europäischen ESL-Raten (Tabelle 2, Modell 1a); die drei Regelungsstruktur-Dimensionen er-
klären für sich genommen rund 50 Prozent (Tabelle 2, Modell 1b). Durch eine Erweiterung des 
Modells mit den Transitionssystemen um die drei Regelungsstruktur-Dimensionen erhöht sich 
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der Erklärungswert auf 69 Prozent und das Akakike-Informations-Kriterium sinkt – d.h. eine 
Erweiterung des Modells ist auch aus statistischer Sicht gerechtfertigt (Tabelle 2, Modell 2).
Die berichteten Effektstärken und Angaben zur Signifikanz beruhen auf einer Mehrebenenre-
gression mit 81 wiederholten Beobachtungen von 24 Staaten. Während die Signifikanzberech-
nung einer herkömmlichen OLS-Regression auf den 81 Beobachtungen basieren würde, wird 
in einer Mehrebenenregression zusätzlich berücksichtigt, dass die Mehrfachmessungen eines 
Staates sehr hoch korrelieren – dadurch werden die Parameter in Mehrebenenregressionen aber 
nicht so leicht signifikant wie in OLS-Regressionen. Die Verwendung der Mehrebenenregressi-
on dient somit der konservativen Absicherung der Ergebnisse. Eine Überprüfung bestätigt das: 
In der OLS-Regression sind sämtliche Faktoren auf dem 99,9%-Niveau statistisch abgesichert, 
in der Mehrebenenregression bleiben die Faktoren zwar signifikant, allerdings auf (teils deut-
lich) niedrigerem Niveau.
Außerdem verringert eine Mehrebenenregression die Wahrscheinlichkeit für ökologische Fehl-
schlüsse, weil die Gesamtvarianz in einen intrastaatlichen und einen interstaatlichen Anteil 
zerlegt wird. Eine OLS-Regression könnte z.B einen positiven Zusammenhang von ESL-Rate 
und Autonomiegrad ergeben, obwohl dieser Zusammenhang sich weder intrastaatlich noch im 
Staatenvergleich erhärten lässt. In einer Mehrebenenregression würde das deutlich werden, weil 
für die beiden Ebenen (intrastaatlich, interstaatlich) gesonderte Parameter berechnet werden. 
Konkret zeigen sich solche Effekte im Fall des Autonomie-Schwerpunkts und der Interakti-
onsgebundenheit: Der Parameter des Autonomie-Schwerpunkts weist nur in der Mehrebenen-
regression in die erwartete Richtung und der Parameter der Interaktionsgebundenheit ist mit 
der Mehrebenenanalyse statistisch gut abgesichert, während er im OLS-Modell nur auf dem 
10-Prozent-Niveau signifikant ist.
Gerechnet wurde mit Logit-transformierten ESL-Raten. Die ESL-Rate ist eine „restricted range 
variable“, die bei sehr niedrigen und sehr hohen Prozentsätzen eine geringe Varianz aufweist 
(Cohen et al. 2003). Das führt dazu, dass bei Modellen, in denen die ESL-Rate die abhängi-
ge Variable bildet, drei Modellvoraussetzungen verletzt werden: der Zusammenhang zwischen 
abhängiger und unabhängiger Variable verläuft kurvilinear und nicht linear und die Residuen 
weisen weder eine konstante Varianz auf (Heteroskedastizität), noch sind sie normalverteilt. 
Die Logit-Transformation der ESL-Raten verbessert diese Situation deutlich und führt so zu 
verlässlicheren Effektparametern. 
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Tabelle 2: Effekte von Übergangssystemen und Regelungsstrukturen nationaler Bildungssysteme auf ESL-Raten  
(logistische Mehrebenenregression)

 M1a M1b M2
 B exp(B)  B exp(B)  B exp(B)  

Übergangssystem 
(Referenz: OLMc)

OLMs 0,52 1,68 * 0,46 1,58 *
ILM 0,58 1,79 ** 0,61 1,83 **

Südeuropa 1,41 4,09 *** 1,02 2,78 ***
Regelungsstruktur

Autonomiegrad -0,06 0,94 ** -0,06 0,95 **
Autonomieschwerpunkt -0,02 0,98 -0,03 0,97 *

Interaktionsgebundenheit -0,05 0,95 ** -0,04 0,96 ***

Konstante -2,6 0,07 *** -2,06 0,13 *** -2,5 0,08 ***

AIC 29,96 34,84 26,36
Pseudo R2 0,627 0,497 0,686

Methode: Mehrebenenregression mit 81 Beobachtungen und 24 Gruppen (=Staaten)

Abkürzungen: Signifikanzcodes: 0 *** 0,001 ** 0,01 * 0,05; OLMc: Organisational Labor Market mit Collective Skill 
Formation Regime; OLMs: OLM mit Statist Skill Formation Regime; ILM: Internal Labor Market

Pseudo R2: Die auf Basis der Modellparameter für die Erklärung der interstaatlichen Varianz (Ebene 1) geschätzten 
Logits der nationalen ESL-Anteile wurden in Prozentwerte retransformiert und den beobachteten Werten gegenüberge-
stellt. Ausgewiesen ist die quadrierte Korrelation, dieser Wert entspricht etwa dem R2 einer OLS-Regression.

Konstante: Durch die Zentrierung der Regelungsstrukturvariablen ist der Wert der Konstante interpretierbar. Er steht 
für einen Staat, in dem alle Parameter auf Null gesetzt sind. In diesem Fall ist das ein OLM-high-linkage Staat, in dem 
Autonomiegrad, Regelungsstruktur-Diskrepanz und Mehrebenenkooperation im europäischen Kontext durchschnittlich 
stark ausgeprägt sind. 

Beta (B): Dieser Parameter ist durch die Logit-Transformation der abhängigen Variable als prozentuelle Änderung 
interpretierbar.

Lesebeispiel: Mit den Angaben in Modell 2 (M2) können Wahrscheinlichkeiten modelliert werden. Ein OLMc Staat, 
in dem Autonomiegrad, Regelungsstruktur-Diskrepanz und Mehrebenenkooperation im europäischen Kontext durch-
schnittlich stark ausgeprägt sind, weist eine ESL-Rate von etwa 8 Prozent auf (Konstante in M2: exp(B)=0,08). 
In OLMs Staaten ist dieser Anteil um 46 Prozent erhöht (OLM2 in M2: B=0,46), er beträgt also rund 12 Prozent 
(0,08*0,46=11,68). Eine Einheit der Dimension Autonomiegrad entspricht jener Autonomie-Erweiterung, die in den 
untersuchten europäischen Staaten innerhalb von drei Jahren im Durchschnitt zu verzeichnen war. Eine Erhöhung des 
Autonomiegrades um eine Einheit korrespondiert mit einer Verminderung der ESL-Rate um rund 6 Prozent (Autono-
miegrad in M2: B=-0,06). Die ESL-Rate des oben untersuchten, durchschnittlichen OLMs Staates kann also durch eine 
Erhöhung der Autonomie um eine Einheit (soweit diese eine Stärkung der Profession mit sich bringt) von 12 auf 11 
Prozent gesenkt werden (11,68+11,68*-0,06=10,97).
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Fazit

Der Anteil 18- bis 24-jähriger früher SchulabgängerInnen ist auf den ersten Blick in Österreich 
im europäischen Vergleich relativ niedrig. Dies ist wesentlich durch die Transitionsstrukturen 
von Bildung in Beschäftigung auf Ebene der Sekundarstufe II bedingt – durch das große Be-
rufsbildungsangebot und die kollaborative Steuerung dieser Übergänge durch den Staat und 
die Organisationen der Arbeitswelt und durch die damit einhergehende, hohe Signalwirkung 
von Bildungsabschlüssen am Arbeitsmarkt. Im Artikel wird dargelegt, warum dieser Transi-
tionstypus als Occupational Labor Market mit Collective Skill Formation Regimen (OLMc) 
klassifiziert wird und dass er hinsichtlich der Übergangsstrukturen deutlich von Occupational 
Labor Markets mit Collective Skill Formation Regimen (OLMs) und von Internal Labor Mar-
kets (ILM) zu unterscheiden ist.

Um Leistungsstrukturmerkmale von Schulsystemen – wie die ESL-Rate – besser beurtei-
len zu können, ist ein Vergleich mit ähnlich strukturierten Übergangssystemen angezeigt. In 
diesem Artikel wird argumentiert, nicht nur die deutschsprachigen Staaten OLMc Staaten zu 
rechnen, sondern auch die ostmitteleuropäischen Staaten Tschechien, die Slowakei, Slowenien 
und Polen. In diesen bestanden schon vor der Wende Schulsysteme mit hoher Berufsspezifität 
und dualer Ausbildung. Zwar haben die Reformen nach dem Zusammenbruch des Ostblocks die 
ursprünglich äußerst enge Verzahnung von Schulen und Betrieben abgeschwächt, empirische 
Ergebnisse zu Transitionen von AbsolventInnen berufsbildender Schulzweige verweisen aber 
auf eine nach wie vor hohe Signalwirkung der Abschlüsse. 

Vergleich man Österreich mit den restlichen OLMc Staaten, dann relativiert sich seine 
scheinbar niedrige ESL-Rate; vor allem die ostmitteleuropäischen Nachbarn weisen seit vielen 
Jahren niedrigere ESL-Raten auf. Es wird hier vorgeschlagen, den Grund für diese Differenz in 
den Regelungsstrukturen des Pflichtschulwesens zu suchen. Die ostmitteleuropäischen Staaten 
weisen seit der Wende eine deutlich höhere Schulautonomie als das österreichische System 
auf – diese Autonomie ermöglicht zielgruppenspezifischen Unterricht und stellt gleichzeitig 
dessen Qualität durch professionsinterne Kooperationsformen und Kontrollmechanismen sicher 
und sorgt so dafür, dass viele junge Menschen qualifizierte Ausbildungen abschließen. Diese 
Befunde waren bereits bisher sehr gut empirisch abgesichert, etwa durch zahlreiche Arbeiten 
der OECD.

Ein weiterer entscheidender Faktor, der in der vorliegenden Arbeit herausgeschält wurde, 
ist das Ausmaß, in dem die Regelungsstrukturen eine Interaktion zwischen LehrerInnen und 
Schulverwaltung fördern – zweier ungleicher, aber gleichrangiger und zwangsverbundener Ak-
teurInnen des Schulsystems. Dieser Faktor wird hier als Interaktionsgebundenheit bezeichnet. 
Der Trend in Richtung einer stärkeren Interaktionsgebundenheit von Regelungsstrukturen ist 
eine Entwicklung, die anhand von PISA-Daten seit dem Jahr 2000 empirisch belegt werden 
kann. Wo der gegenseitige Abstimmungsbedarf hoch ist, findet (zwangsläufig) Kommunikation 
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statt und das ist eine der wichtigsten Voraussetzung für die Implementierung von Innovationen. 
Im Rahmen der Educational-Governance Literatur wurde theoretisch herausgearbeitet, dass sich 
solche Strukturen positiv auf Leistungsstrukturelemente von Schulsystemen auswirken. In der 
vorliegenden Studie wurde erstmals gezeigt, dass sich solche Effekte im Rahmen einer interna-
tional vergleichenden Untersuchung von ESL-Raten empirisch nachzeichnen lassen.
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